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Inflation frisst
Lohnzuwachs

auf
Beschäftigte verdienen

erneut real weniger

BERLIN. Deutsche Arbeitnehmer
haben im zweiten Quartal erneut

reale Lohneinbußen hinnehmen
müssen. Die monatlichen Bruttover-
dienste der Beschäftigten in der In-
dustrie und im Dienstleistungssektor
lagen zwar im Schnitt mit 3 098 Euro
um 2,8 Prozent über dem Niveau des
Vorjahreszeitraums, wie das Statisti-
sche Bundesamt gestern mitteilte.
Die Verbraucherpreise stiegen aber
mit 2,9 Prozent noch kräftiger. Da-
durch blieben unter dem Strich reale
Lohneinbußen von 0,1 Prozent.

Bereits zu Jahresbeginn waren die
Preise schneller gestiegen als die Ver-
dienste. Damit drohen den Beschäf-
tigten das fünfte Jahr in Folge reale
Lohneinbußen.

Allerdings entwickelten sich die
Verdienste in den einzelnen Bran-
chen höchst unterschiedlich. Den
größten Lohn- und Gehaltszuwachs
gab es für die Beschäftigten der Ener-
gie- und Wasserversorgung mit vier
Prozent. Sie hatten auch nach Abzug
der Teuerungsrate mehr Geld in der
Tasche. Das geringste Plus gab es im
Gastgewerbe mit 1,7 Prozent.

Tarifbindung der Betriebe sinkt

Große Unterschiede gab es zwi-
schen Vollzeitbeschäftigten und
Arbeitnehmern in Teilzeit. So ver-
dienten vollzeitbeschäftigte Mit-
arbeiter in Industrie und im Dienst-
leistungsbereich im Schnitt 18,35
Euro je Stunde – das waren 30 Pro-
zent mehr als der Stundenlohn eines
Teilzeitbeschäftigten (14,12 Euro).
Grund dafür sind laut Statistik die
unterschiedlichen Qualifikations-
niveaus. Teilzeitmitarbeiter sind häu-
figer ungelernt, Vollzeitmitarbeiter
haben häufiger studiert.

Weiterhin rückläufig ist die Tarif-
bindung deutscher Betriebe. Neu
eröffnete Betriebe binden sich kaum
noch an Tarifverträge, belegt eine
gestern veröffentlichte Studie des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (IAB). In den alten
Bundesländern halten sich noch 20
Prozent, im Osten 14 Prozent der
neu gegründeten Betriebe an Tarif-
verträge. 

In der westdeutschen Privatwirt-
schaft ging der Anteil der Beschäftig-
ten mit einem Flächentarifvertrag
von 66 Prozent im Jahr 1996 auf 52
Prozent im vergangenen Jahr zurück.
In Ostdeutschland sank die Zahl im
gleichen Zeitraum von 48 auf 33 Pro-
zent. Das Nürnberger Institut rech-
net mit einer weiter sinkenden Tarif-
bindung. (Reuters, epd)
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Im Durchschnitt stiegen die Brutto-
löhne um 2,8 Prozent.

Durchschnittliche Bruttoverdienste
in Euro, im 2. Quartal in Deutschland,
in Klammern Ver nderung zum Vorjahresquartal

Bergbau und Gewinnung
von Steinen und Erden 3 242 (2,7)

Verarbeitendes Gewerbe 3 263 (2,3)

Energie- und
Wasserversorgung

3 959 (4,0)

Baugewerbe 2 625 (2,8)

Handel 2 875 (2,1)

Gastgewerbe 1 892 (1,7)

Verkehr und Nachrichten-
bermittlung 2 746 (2,6)

Kredit- und
Versicherungsgewerbe 3 987 (3,9)

Erziehung und Unterricht 3 097 (2,9)

Gesundheits-, Veterin r-
und Sozialwesen 3008 (2,5)

ohne Sonderzahlungen, Vollzeitbesch ftigte ohne Beamte

Manager von
Sachsenring vor

Gericht
Vorwurf des Betrugs und der

Insolvenzverschleppung

CHEMNITZ. Im Prozess gegen
drei Vorstände der früheren

Sachsenring AG vor dem Landge-
richt Chemnitz hat die Staatsan-
waltschaft gestern die Anklage ver-
lesen. Sie wirft den Ex-Vorständen
Ulf und Ernst-Wilhelm Rittinghaus
sowie Jürgen Rabe vorsätzliche In-
solvenzverschleppung vor. Den
Brüdern Rittinghaus wird zudem
Untreue in 86 Fällen zur Last gelegt.
Nach etwa einer Stunde wurde die
Verhandlung unterbrochen. Sie
wird am 15. Oktober fortgesetzt.

Auf Antrag der Verteidigung soll
zunächst geklärt werden, wann ge-
nau das Unternehmen zahlungsun-
fähig war. Während die Anklage
vom März 2000 ausgeht, besagt ein
Gutachten, dass die Insolvenz erst
im Oktober 2001 eingetreten sein
soll. Für die Verteidigung ist der In-
solvenz-Zeitpunkt schon wegen der
Untreue-Vorwürfe gegen die Ritt-
inghaus-Brüder wichtig. Die beiden
haben dem finanziell angeschlage-
nen Unternehmen laut Anklage im
Dezember 1999 ein Darlehen von
zusammen rund 7,5 Millionen Euro
gewährt. Obwohl das Unternehmen
eigentlich schon zahlungsunfähig
war, hätten sie von September 2000
bis Februar 2003 in 86 Schritten 6,1
Millionen Euro wieder eingetrieben
und so der Insolvenzmasse wider-
rechtlich Geld entzogen.

Das Unternehmen war 1993 aus
dem ehemaligen Hersteller des
DDR-Autos Trabant, dem Sachsen-
ring-Betrieb, hervorgegangen. Die
Brüder Rittinghaus aus dem Sauer-
land sicherten sich die Namens-
und Patentrechte und gründeten
den Automobilzulieferer Sachsen-
ring Automobiltechnik GmbH neu.

1997 ging das Unternehmen an
die Börse. Im Jahr darauf wurde die
Aktie für knapp 36 Euro gehandelt,
dem höchsten erreichten Stand. Im
Mai 2002 blieb nur der Gang vor den
Insolvenzrichter. (dpa)

Gestohlene Daten
gesichert

Baldige Löschung

MAINZ. In die Affäre um 17 Mil-
lionen gestohlene T-Mobile-

Kundendaten kommt Bewegung.
Die seit zwei Jahren bei einem
Unternehmer in Mainz lagernden
Datensätze würden nun untersucht
und gegen Missbrauch gesichert,
sagte ein Sprecher des Landesbe-
auftragten für den Datenschutz
Rheinland-Pfalz gestern in Mainz.
Der Erotikunternehmer Tobias
Huch hatte der Telekom damals
umgehend mitgeteilt, dass er die
Daten besitzt.

Huch war nach eigenen Angaben
gebeten worden, die Daten nicht zu
löschen, um die Ermittlungen nicht
zu behindern. Trotz eines Hinwei-
ses der Telekom meldete sich die
zuständige Staatsanwaltschaft Köln
nicht bei dem Unternehmer, wie
Huch sagte. Die Ermittlungen wur-
den im Juni dieses Jahres einge-
stellt. Im Zuge der öffentlichen Dis-
kussion wird nun eine Wiederauf-
nahme des Verfahrens geprüft. 

Die Datenschützer wollen die im
Besitz von Huch befindlichen Da-
ten nun so schnell wie möglich lö-
schen. Dazu sei aber die Zustim-
mung der Ermittlungsbehörden er-
forderlich, sagte der Sprecher. (dpa)

Frau Pfeiffer, vor zwei Jahren haben
Sie einen einheitlichen Beitragssatz
von 15,6 Prozent geschätzt, nun liegt
er bei 15,5 Prozent. Darf man Ihnen
zu dieser Prognose gratulieren?

Also gratulieren ist das Falsche.
Denn keiner ist glücklich über den
Beitragssatz. Wir haben damals bei
unserer Schätzung die Dynamik der
Vergangenheit fortgeschrieben und
dabei nicht wissen können, dass die
Bundesregierung Ärzten und Kran-
kenhäusern noch zusätzliche Mil-
liarden verspricht und der Beitrags-
satz jetzt sogar noch höher sein
müsste.

Was bedeutet der jetzige Satz für die
Qualität der Versorgung?

Ich gehe davon aus, dass die Ver-
sorgung gesichert ist. Da sehe ich
keine Risiken. Aber es wird sicher
schwierig, weil die Kassen künftig
über Zusatzbeiträge das für die Ver-
sorgung notwendige Geld herein-
holen müssen.

Wird der erste Zusatzbeitrag schon
im ersten Halbjahr 2009 kommen?

Wann die ersten Kassen einen
Zusatzbeitrag fordern, das vermag
ich im Moment nicht zu sagen. Es
wird bestimmt eine Weile dauern,
weil die Hemmschwelle hoch ist.
Aber sicher ist, wenn eine oder zwei
Kassen damit anfangen, dann wer-
den viele folgen. 

Wird der Start des Gesundheitsfonds
2009 ohne Chaos gelingen?

Die wesentlichen Voraussetzun-
gen sind gegeben, damit es klappt.
Ich hoffe sehr, dass es reibungslos
läuft. Weder das Bundesversiche-
rungsamt noch die Kassen haben
ein Interesse daran, die Versicher-
ten zu verärgern.

In den Verhandlungen über den Bei-
tragssatz konnten sich die Kassen
mit dem Bundesgesundheitsminis-
terium über die Einnahmesituation
einigen.Warum hat das bei den Aus-
gaben nicht geklappt?

Wir haben gerechnet auf der Ba-
sis von Expertenschätzungen. Wel-
che Modelle das Ministerium ange-
wendet hat, das weiß ich nicht.

Ist es ein politischer Beitragssatz?

Natürlich ist eine Beitragsfest-
setzung durch die Bundesregierung
immer politisch. Das ist auch nicht
überraschend. Die Lohnnebenkos-
ten sind ein wichtiges Thema, und
von daher ist klar, dass auch politi-
sche Kriterien eingeflossen sind.

Die Kassen haben 15,8 Prozent ver-
langt, in Regierungskreisen wurde
diese Forderung als „Unverschämt-

heit“ bezeichnet. Haben die Kassen
die Vernunft verloren?

Nein. Vielmehr haben wir nüch-
tern und sachlich abgeschätzt und
dafür alle Expertise, die
wir in dem Bereich ha-
ben, zusammengeführt.
Wir haben überhaupt
kein Interesse an hohen
Beitragssätzen, aber wir
haben eines daran, dass
die Kosten gedeckt sind.

Sie bezeichnen den Ver-
band der Gesetzlichen
Krankenkassen als Inter-
essensvertretung der Ver-
sicherten. Angesichts Ih-
rer Forderung von 15,8
Prozent eine verwegene
These.

Wenn man bedenkt,
dass die Ärzte und Kran-
kenhäuser zusammen
rund 13 Milliarden Euro
mehr haben wollten, es
tatsächlich aber weniger
als sieben Milliarden geworden
sind, dann sieht die allererste Zwi-
schenbilanz nicht so schlecht aus.
Ohne unseren Druck auf die Politik
kämen auf die Versicherten deutlich

höhere finanzielle Belastungen zu.
Aber natürlich ist es nicht einfach
sich durchzusetzen, denn man
kann die Stimme erheben, aber die
Entscheidung trifft letztlich die

Bundesregierung.

Aber insgesamt waren
die ersten drei Monate
für Sie doch ein Desas-
ter? Die Regierung si-
cherte gegen den Willen
der Kassen Ärzten und
Kliniken Milliarden zu.
Sie müssen künftig
tausende zusätzliche
Pflegekräfte finanzie-
ren und bei den Klini-
ken gibt es keinerlei
Wettbewerb, wie Sie es
gefordert hatten.

Das sehe ich nicht
so. Wir haben es ge-
schafft, in kürzester
Zeit eine schlanke,
aber gut funktionie-
rende Organisation
aufzubauen, die eine

Fülle von Aufgaben wahrnimmt.
Dass in einem Bereich wie der Ge-
sundheitspolitik, der in hohem
Maße staatlich reguliert und zudem
von großer politischer Sensibilität

ist, der Einfluss eines Verbandes nur
begrenzt sein kann, ist nichts Neu-
es. Trotz dieser denkbar schlechten
Voraussetzungen haben wir viel für
die Versicherten und Beitragszahler
erreicht. Ich erinnere da nur an die
exorbitanten Forderungen von Ärz-
ten und Krankenhäusern, die wir
verhindern konnten, und die neu
festgelegten Grenzen, so dass viele
Versicherte Arzneimittel ohne Zu-
zahlung erhalten, sowie an die neu
erarbeiteten Qualitätsstandards für
eine bessere Pflege. Dies alles seit
Juli 2008 mit völlig neuen Mitarbei-
tern und neuen Strukturen. An die-
se Erfolge gilt es anzuknüpfen.

Fühlen Sie sich schon als Filiale des
Bundesgesundheitsministeriums?

Überhaupt nicht. Die Tatsache,
dass wir uns nicht immer haben
durchsetzen können, heißt ja nicht,
dass wir zum Weisungsempfänger
geworden sind. Im Gegenteil, wir
haben deutlich gemacht, dass wir
an vielen Stellen völlig andere Auf-
fassungen haben. Ich bin optimis-
tisch, dass unsere Durchsetzungs-
möglichkeiten in der Zukunft noch
besser werden.

Befürchten Sie, dass Ärzte und Kran-
kenhäuser nun vor jeder Landtags-
und Bundestagswahl ihre Forderun-
gen der Regierung stellen werden?

Wir werden auch im nächsten
Jahr wieder über Beitragssätze re-
den müssen. Daher ist nicht auszu-
schließen, dass kurz vor der Bun-
destagswahl weitere Forderungen
kommen werden. Ich bin gespannt,
ob die Regierung dem dann wieder
nachgibt.

Was werden Sie dafür tun, dass die
Kassen wieder die Hoheit über das
Geschehen gewinnen?

Aus den Erfahrungen der ersten
100 Tage lernen und weiter mit En-
gagement für die Interessen der
Kassen und der Versicherten kämp-
fen. Auch in der Gesundheitspolitik
schlägt das Pendel immer mal in die
eine und dann in die andere Rich-
tung aus. 

Können Sie die Hoheit mit der jetzi-
gen personellen Aufstellung des Ver-
bandes zurückgewinnen?

Wir haben eine gute Mann-
schaft, die hervorragend arbeitet.

Plagen Sie manchmal Selbstzweifel?

Es ist immer gut, wenn man hin-
terfragt, was man tut. Aber Selbst-
zweifel in dem Sinne, dass ich mei-
ne Entscheidung bereue, Vorsitzen-
de dieses Verbandes geworden zu
sein, habe ich nicht.

Gespräch: Daniel Baumann

„Wir haben kein Interesse an hohen Beitragssätzen“
Kassenchefin Doris Pfeiffer über den Streit mit dem Gesundheitsministerium und andere Niederlagen
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Arzneimittel gehören zu den größten Kostentreibern.
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Doris Pfeiffer ist Vor-
standsvorsitzende des im
Juli gestarteten Spitzen-
verbandes der gesetzli-

chen Krankenkassen. Sie
hat einen einheitlichen
Beitragssatz von 15,8

Prozent gefordert, er liegt
nun bei 15,5 Prozent.

NÜRNBERG. Im Prozess um die
verdeckte Finanzierung der Be-

triebsräteorganisation AUB hat Ex-
Siemens-Zentralvorstand und -Auf-
sichtsratschef Hermann Franz be-
stritten, von den verdeckten Zah-
lungen gewusst zu haben. Er sei le-
diglich davon ausgegangen, dass
der damalige AUB-Vorsitzende Wil-
helm Schelsky auch nach seinem
Ausscheiden aus dem Konzern sein
gewohntes Siemens-Gehalt in Höhe
von l30 000 Mark im Jahr bekomme,
sagte Franz gestern vor dem Land-
gericht Nürnberg-Fürth.

Er räumte zugleich ein, dass dies
für Siemens ungewöhnlich gewesen
sei: „Das geschah nur, wenn die Auf-

gabe besonders wichtig war“, erläu-
terte der frühere Spitzenmanager.
Darüber hinaus wies er die Darstel-
lung Schelskys zurück, Franz habe
ihn zu einem Gespräch über die
Unterstützung der AUB gebeten.
Die Initiative sei 1990 vielmehr von
Schelsky ausgegangen. Es sei nur
darum gegangen, „dass er sich
selbstständig machen wollte und
dass die AUB sich ausdehnt“, sagte
der Ex-Siemens-Aufsichtsratschef.
Dazu habe er seine Zustimmung ge-
geben. Details seien dabei nicht be-
sprochen worden. Ebenso sei eine
Wiedereinstellungsgarantie für
Schelsky kein Thema gewesen. Er
habe den Termin als einen von vie-

len betrachtet, „das war Tagesge-
schäft“.

Wie er den Ausbau der AUB auf
andere Siemens-Standorte und an-
dere Firmen bewältige, sei Schels-
kys Sache gewesen, sagte der Zeuge.
Er habe sich danach nicht mehr mit
dem Thema befasst, obwohl klar ge-
wesen sei, dass Geld fließen müsse.
Über finanzielle Details habe er mit
dem Angeklagten jedoch nicht ge-
sprochen.

Die Staatsanwaltschaft wirft
Schelsky vor, als Inhaber einer
Unternehmensberatung Millionen-
beträge von Siemens erhalten zu
haben. Er soll mit Siemens-Zentral-
vorstand Johannes Feldmayer ver-

einbart haben, eine arbeitgeber-
freundliche Gegenorganisation zur
IG Metall auf Belegschaftsseite auf-
zubauen.

Ein früherer Vorsitzender des
Siemens-Sprecherausschusses der
Leitenden Angestellten hat in dem
Prozess bereits berichtet, dass er ge-
wusst habe, dass die Siemens-Zen-
tralvorstände Günther Wilhelm und
Hermann Franz Schelskys Arbeit
sehr schätzten. Schelsky habe Sie-
mens verlassen, „um Dinge zu tun,
die man unter dem Namen Siemens
nicht tun wollte. Mir war klar, dass
da irgendetwas schief war. Ich woll-
te daher nichts damit zu tun ha-
ben“, sagte der Zeuge. (ddp, dpa)

Ehemaliger Chef des Siemens-Aufsichtsrats hält sich für unschuldig
Hermann Franz will nichts von verdeckten Zahlungen an die Gewerkschaft AUB gewusst haben


